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1 • die vom Antragsteller zu ? ,• „ _ .

. , * , ln soll'cr endgültigen Fassung
Z ,  r :  erlessene"Wahlordnu„g für die Mahlen zum
O zu goneh.i9c„ und im Staatsanzeigen für das Landc p ™  veröffentlichen;

il^omvLse, dlG für das Sommersemester 1 979 vorgesehenen 
Wahlen nach vorgenannter Wahlordnung zu dulden;

• hillrswoise wird beantragt, die aufschiebende Wirkung der 
’ 11 ' 1 [  ̂ 9o Abs. 5 VwCO wiedcr-hcrzustellen;

■■ die Kosten des Verfahrens zu tragen.

; °; :’ l tZU n ?0m beschloß der Antragsteller zu
;• ;'°m ; 5 H  Ab=- 1 Nr- * ™ G (Gesetz über die Fachhochschulen 
"" L°na° "osssn vom °C-06.1978, GVD1. I Seite 38o) als mei,
Z  ÖUnd°rdnUn? d t 8 •«»Mordnung für die Wahlen zum Konvent" 
■nOKo) an endgültiger Fassung. Die gern. § 21 Abs. 1 Nr. 1 „HG 
Hessisches Ilochschulgesetz vom OG.0 6 .1978, GVB1 . I Seite 3 1 9 )

1 d '!’ ' ukLafttroten der Wahlordnung erforderliche Genehml- 
' r m g :,urch t,Gn Antragsgegner wurde bisher versagt.

1. ■ aubhaf Lmacliung:

•• beglaubigte Anfertigung der WOKo vom o4.o4.1979
' beglaubigte Ausfertigung des Protokolls der Konventssi-zu-g 
vom o4.04.1979 *
b.luf, dos Ilessicchcn Kultusministers vom 1 9 .o4 . 1 979 ,
Ax* V i! 2 - 486/2o1 - 7 - in Kopie

. \

Erl0° VOm an den Antragsteller zu 2 . heb der
' ’ r!>,S909"8r 5 9 Abs‘ - 6 and 5 14 der WOKo auf und gab 

' Ar‘u,|v;tollcr zu 2' auE' bis zum 18.o5.1979 diese Bestim- 
Z Z Z  U",ZUfOrmUlier0n' daß 8ia 4 >  Auslegung des Antrags- 

h / ’ ' ' J 15 Abs‘ 1 Satz 2' 2- Halbsatz HHG bzw. § 15 Abs 1 
‘ " ' Fl!': nnbsprcchen. Gleichzeitig wurde für den Fall der ’ 

vicntbefolgung des Erlasses die Ersatzvornahme angekündigt
"  dCr nb'iriint,un« hnißt •• Oort. da» 5 14 WOKO die "persona-

F A C ,jjfO C H S C H U L E  F R A N K F U R T  A M  M A I N
D E n  R E K T O R  

Der Konvent

f aclihoclitchul» Frankfurt am Main. Nibelunganpla» 1

An  d a s

Verwaltungsgericht
Frankfurt am Main 
Schumannstr. 2

6000 Frankfurt am Main
L

J

6000 FRANKFURT AM MAIN 1 
Nibelunpenplatz 1

Telefon: (OG 11) 1533 1 
Durchwahl: 1533-

Datum: 1 7 . o 5  . 19 79

Ai.: S - 1  1 1 / S - 1  79
Del A n tw o rt  b itte  engeben

r \'V_

Antrag auf Erlaß einer einstweiligen Anordnung

Der Fachnochschule Frankfurt am Main, Nibelungenplatz 1 , 
6000 Frankfurt am Main 1 , 
vertreten durch den Rektor

2. des Konvents der Fachhochschule Frankfurt am Main, 
ebendort,
vertreten durch den Vorstand '

(  ~ Antragsteller

bevollmächtigt; Professor Ulrich Stascheit, zu laden 
bei der Antragstellerin

g e g e n

den Hessischen Kultusminister, Luisenplatz 1o,
62oo Wiesbaden

~ Antragsgegner

Für die Antragsteller beantrage ich, dem Antragsgegner im Wege 
er einstweiligen Anordnung aufzugeben:
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si.cX*tg Verhältniswahl 1 vorsehe, wogegen § 15 Abs. 1 Scitz 3 
FUG den Wahlmodus der "reinen Verhältniswahl" vorschreibe.
§ 9 Abs. 4 - G WOKo wurde aufgehoben, weil er Briefwahl nur 
auf Antrag ermögliche. Nach § 15 Abs. 1 Satz 2, 2, iialbsatz 
IIHG müsse hingegen jedem Wahlberechtigten Unterlagen für 
die Briefwähl o h n e  besonderen Antrag zugesandt werden. 
Der Gcsotzestext sei insoweit "keiner Auslegung zugänglich". 
Der Antragsteller zu 2. hielt an seiner Regelung fest und 
beschloß überdies, zur Durchsetzung seiner Beschlüsse erfor­
derlichenfalls Rechtsmittel in Anspruch zu nehmen.

fl Die Antragsteller in zu 1. ist gern. § 1 Abs. 1 IIHG, § 1 Abs. 2 
FUG eine rechtsfähige Körperschaft des öffentlichen Rechts; 
gern. § 1o Abs. 1 FUG wird sie durch den Rektor vertreten.
Der Antrag ist auch vom Antragsteller zu 2. zu stellen, da die 
Ablehnung der vom Konvent beschlossenen Wahlordnung in den Be­
reich seiner Rechte und Pflichten nach § 14 FUG fällt. Der 
Konvent ist als oberstes zentrales Organ der Fachhochschule 
(f; 6 Abs. 1 FUG) beteiligungsfähig i.S. des § 61 VwGO. Zwar 
kann er seine Parteifähigkeit nicht daraus herleiten, daß er 
Teil der juristischen Person Fachhochschule ist. Er muß jedoch 
als Vereinigung i.S. des § 61 Nr. 2 VwGO angesehen werden.
Für das Merkmal Vereinigung i.S. der Vorschrift ist lediglich 
Voraussetzung, das Bestehen einer Personenmehrheit mit einem 
Mindestmaß an Organisation, insbesondere der Repräsentanz ein­
zelner für die Mehrheit {vgl. Redeker/von Oertzcn, VwGO-Kom- 
mentar, 5. Auflage, Stuttgart 1975, § 61 Anm. 4). Auch wenn 
es sich bei den Mitgliedern des Konvents um gewählte Vertreter 
handelt, liegt eine Personenmehrheit vor, die durch ihren Vor­
stand repräsentiert wird (§ 16 Abs. 1 FUG). Für § 61 Nr. 2 
VwGO ist es ausreichend, wenn die einzelnen Mitglieder der 
Personenmehrheit Träger von Rechten sein können. Eine eigene 
Rechtsträgerschaft des Organs ist nicht notwendig (vgl. Iloff- 
mann-Becking DVB1. 72, 299). So wurde eine Reihe von Vereini­
gungen von den Gerichten eine Beteiligungsfähigkeit zuerkannt, 
denen keine subjektiven Rechte zuetehen, wie z.B. nicht rechts­
fähigen Vereinen, politischen Parteien, Gewerkschaften. Der 
Antragsteller zu 2. ist daher beteiligungsfähig, da er als Ver- 
(. ;1 i yur.g der einzelnen gewählten Konventsabgeordneten Zuord-

nung:

der Befugnis zum Erlaß der Grundordnung - deren Teil z.B. 
Wahlordnungen sind - das Recht zur Wahl der Organe der 
Fachhochschule Rektor und Rat (soweit er zu wählen ist), 
zu. Schon aufgrund dieser zentralen Stellung als wichtig­
stes Kollegialorgan, muß dem Konvent die Möglichkeit gege­
ben sein, seine Funktion nach außer, zu vertreten und not 
falls gerichtlich durchzusetzen, ohne als Teilkörperschaft 
der Fachhochschule auftreten zu müssen. Auch wäre eine 
Verfolgung seiner Rechte gegenüber anderen Organen der 
Fachhochschule ohne Anerkennung der Beteiligungsfähigkeit 
nicht möglich. Für eine diesen Ausführungen entsprechende 
Auslegung des § 61 Nr. 2 VwGO spricht schließlich, daß • 
Vertretungskörperschaften der Kommunen und Teile von ihnen 
in Kommunalverfassungsstreitigkeiten Parteifähigkeit zu­
erkannt wurde. Organe der kommunalen Vortretungskörperschaf- 
ten sind mit den Organen einer Hochschule vergleichbar. 
Außerdem wird mittlerweile die Beteiligungsfähigkeit von 
Fachbereichen (Fakultäten) nicht mehr angezweifelt. Aus 
der Detei1igungsfähigkeit als Träger von Rechter, ihrer Mit­
glieder felgt die Klagebefugnis.

Für die in Frage stehende Streitigkeit ist die einstweilige 
Anordnung der richtige Rechtsbehelf.
Die Versagung der Genehmigung der WOKo durch den Antrags­
gegner ist ein Verwaltungsakt. In der Hauptsache wäre eine 
Verpflichtur.gsklage zu erheben; dies ist unter gleichem 
Datum erfolgt. Die Aufsichtsbehörde regelt einen Einzelfall, 
indem sie der im Rahmen der Selbstverwaltung beschlossenen 
WOKo die Genehmigung und damit die Rechtswirksamkeit nach 
außen versagt (vgl. Bundeoverwaltungsgerichtser.tscheidung 
16, C3 für die Genehmigung der Gebührenordnung einer Hand­
werkskammer, Redekcr/von Oertzen § 42, Anm. 35).
Die Eilbedürftigkeit i.S. des § 123 VwGO als Voraussetzung 
für den Erlaß einer einstweiligen Anordnung ist ebenfalls 
gegeben.
Gern. § 83 1. Halbsatz IIHG behalten die Kollegialorgane 
ihre bisherige Zusammensetzung bis zu einer Neuwahl , die 
jedoen spätestens bis zum Ablauf eines Jahres nach Inkraft­
treten des Hochschulgesetzes, also bis zum 1 6 .o6 . 1 9 7 9 durch
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zuführen sind (§ 83 Satz 2 + 3 IIIIG) . Ohne die rechtzeitige 
Durchführung der Wahlen, was eine gültige - genehmigte - 
Wahlordnung voraussetzt, besteht die Gefahr, daß ab 
17.0 6 . 1 9 7 9 an der Fachhochschule Frankfurt am Main Be- 
schlußorgane nicht mehr vorhanden sind. Damit wäre die 
Selbstverwaltung der Hochschule praktisch ausgeschaltet,wo­
durch rechtliche Nachteile entstehen könnten. Dem ist unbe­
dingt vorzubeugen, was mit der gebotenen Eile nur im Wege 
einer einstweiligen Anordnung erreichbar ist.
Sollte der Antragsgegner die angekündigte Ersatzvornahme 
realisieren, würde dies zu ungültigen Wahlen, jedenfalls 
aber absehbar zu Wahlanfcchtungen führen, da die vom An­
tragssteller zu 2. im Rahmen der Selbstverwaltung beschlos­
sene WOKo rechtlich nicht zu beanstanden ist.

III. Der Antrag ist auch begründet.
Die Rechtsauffassung des Antragsgegners ist unrichtig. Sie 
verstößt insbesondere gegen § 1 Abs. 1, 18 HHG, § 3 FÜG und 
Artikel 5 Abs. 3, 38 Abs. 1 Satz 1 GG.
§ 14 WOKo hält sich im Rahmen des § 15 Abs. 1 HHG und § 15 
Abs. 1 FUG. Zwar bestimmt § 15 Abs. 1 Satz 3 FUG, daß nach 
den Grundsätzen der Verhältniswahl zu wählen ict. Anderer­
seits wurde gern. § 15 Abs. 1 Satz 1 IU1G für Wahlen der zen­
tralen Kollegialorgane der Hochsciulen ausdrücklich der 
Wahlmodus der personalisierten Verhältniswahl fcstgelegt. 
Die Auffassung, daß § 15 Abs. 1 FHG eine Sonderregelung 
gegenüber § 15 Abs. 1 Satz 1 HHG enthalte, ist unrichtig. 
Vielmehr spricht bereits die noch bestehende Rechtslage 
dafür, daß § 15 Abs. 1 FHG so ausgelegt werden muß, daß bei 
den Konventswahlen auch nach den Grundsätzen der personali­
sierten Verhältniswahl gewählt werden kann. So konnten bis­
her bis zu drei Stimmen innerhalb der gewählten Liste abge­
geben werden.

n  Tnhhaf tmachungj_
Vorlage der "Wahlordnung für die Wahlen zum Konvent der 
Fachhochschulen" vom 2o.o8.1971, 0V81. I Seite 219.

Verhältniswahl i.S. des § 15 Abs. 1 FHG ist vielmehr als
• ff ,ipc Wahlmodür. Verhältniswahl zu qualifizieren, Oberbegriff üeu
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in dessen Rahmen nach dem Willen der Selbstverwa1tungsköroei- 
schaft auch Wahlen nach der "personalisierten" Verhältniswahl 
möglich sind. Im Rahmen der Selbstverwaltung muß es den An­
tragstellern überlassen bleiben, welchem Wahlverfahren sie 
den Vorzug geben. Eine Zweckmäßigkeitsprüfung dar! insoweit 
nicht stattfinden. Außerdem hat sich der Antragsteller zu 2. 
gerade deshalb für eine "personalisierte Verhältniswahl" c m  
schieden, weil bei dieser Methode der einzelne Wählerwille 
differenzierter zum Tragen kommt. Auch im Bundeswehlgesctz 
(§ 1) ist personalisierte Verhältniswahl vorgesehen.

Auch § 9 Abs. 4 - 6  der vom Antragssteller zu 2. verabschie­
deten WOKo ist rechtmäßig. Die Auffassung des Antragsgegners 
verstößt gegen Artikel 38 GG und damit gegen Grundprinzipien 
des demokratischen Wahlrechts. Zwar gilt Artikel 38 GG unmit­
telbar nur für die Bundestagswahlen, jedoch werden hiermit 
auch Grundsätze zum Ausdruck gebracht, die für sonstige W;.:i! 
beachtet werden müssen.
Bedenklich ist bereits die Einführung der Briefwahl als ein 
R e g e l  fall neben der Urnenwahl. Bei einer Briefwahl kann 
nie ganz ausgeschlossen werden, daß von privater Seite Ein­
fluß auf den Wahlberechtigten genommen wird. Eine freie Wahl- 
entscheidung ist dagegen nur möglich, wenn sich der Wähler 
darauf verlassen kann, wegen seiner Stimmabgabe keinen Sank­
tionen ausgesetzt zu werden und dies ist am ehesten möglich, 
wenn niemand erfahren kann, wie er tatsächlich gewählt hat.
Aus diesem Grund besteht nicht nur ein Recht der Wähler au1 

Geheimhaltung, sondern auch ein entsprechendes öffentliches 
Interesse. Nach der Verfassung ist unabdingbar, daß Wahl.en 
frei und geheim durchzuführen sind. Eine Briefwahl kann daher 
nur als Ausnahme unter bestimmten Voraussetzungen zulässig 
sein. So hat das Bundesverfassungsgericht (BVerfGE 27, 2oo) 
bereits in einer Entscheidung aus dem Jahre 1967 die Gefahren 
für Wahlgeheimnis und Wahlfreihcit bei der Briefwähl erkannt 
und sic daher ausdrücklich nur dort zugelassen, wo der Stimm­
berechtigte glaubhaft macht, an der persönlichen Stimmabga! 
verhindert zu sein. Zusätzlich wird nach der Auffassung de:. 
Bundesverfassungsgerichts eine Eigeninitiative des Wähl lern 
zur Beschaffung der Briefwahlunterlagen verlangt, um dami*.
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deren Ausnahmecharakter nochmals zu u n t e r s t r e Ä n . Diese 
Auslegung über die Zulässigkeit der Briefwahl entspricht 

1 ' 6 W0Ko getroffenen Regelungen. § 9 Abs 
;! Verplan-';: °ine Eigeninitiative des Wahlberechtigten, gern.’ 
''nS li;t bei Anforderung von Briefwahlunterlagen eine 
Begründung erforderlich. Dies entspricht im übrigen auch 
der bisherige Rechtslage: Gern. § 14 Abs. 1 der seitherigen - 
übrigens seinerzeit vom Beklagten selbst als Verordnung 
erlassenen - WOKo erhielt a u f  A n t r a g  einen Wahl­
schein, wer vom Recht der Briefwahl Gebrauch machen wollte. 
1,10 AUffaSSung des Antragsgegners, wonach allen Wahlberech­
tigten unaufgefordert sämtliche Briefwahlunterlagen zuzu- 
sonden sind, verstößt gegen Artikel 38 CG. § 15 Abs. 1

2. Ilalbsatz IHIG muß dem zitierten Urteil des Bun­
desverfassungsgerichts verfassungsgemäß so ausgelegt werden 
daß der Ausnahmecharakter der Briefwahl erhalten bleibt, 
dine Briefwahl birgt stets erhebliche Mißbrauchsgefahren 
' Slch* lS° kann jedei Wahlberechtigte bei Versendung der 
Briefwahlunterlagen an alle Wähler und anschließender Urnen­
wahl praktisch zweimal wählen. Dies verlangt von den Mitglie­
dern der Wahlausschüsse eine sehr genaue Kontrolle der ein­
zelnen eingegangenen Stimmabgaben. Doppelt abgegebene Stimmen 
müßten vernichtet werden. Die Feige ist ein enormer Bearbei- 
tungsaufwand, ohne daß ein Mißbrauch gänzlich ausgeschlossen 
werden konnte. Go besteht durchaus die Möglichkeit, daß Wähler 
z.ß. bei uor Briefwahl den Absender von ihnen bekannter Wahl­
berechtigter angeben und sich später nochmals an der Urnenwahl 
beteiligen.
Zudem setzt die Briefwahl auch ein relativ konstantes Wohnvcr- 
halten der Stimmberechtigten voraus. Dies ist jedoch schon 
wegen erheblicher Fluktuation der Hochschulangehörigen, ins­
besondere der Studenten nicht gegeben. Es muß mit einer rela­
t i v  hohen Zahl nicht zustellbarer Wahlunterlagen gerechnet 
werden (allein bei den Studenten bis zu 3o%).

r Urnenwahl hat auch der Bundesgesetzgeber in § 39 firg 
' ilochschui.iahmengesetz) den Vorrang gegeben. Nach § 39 Satz 
/, 2. Ilalbsatz JIRG ist allen Wahlberechtigten bei den zentralen 
.-.»lloglaiergancn lediglich die Möglichkeit der Briefwahl zu 
’ben. Im ersten Entwurf zum IIRG (BT-ürucksache Vi/1 8 7 3) hieß

8

e;, ZU § 16 Abs. 1: "Die Wahlordnung bestimmt, daß Briefwahl 
m ö g l i c h  ist". Ziel hierfür war der amtlichen Begrün- 
dung, eine möglichst hohe Wahlbeteiligung zu erreichen und 
damit möglichst alle Mitglieder der Hochschule an der Selbst­
verwaltung zu beteiligen. Diesem zweifellos berechtigten An­
liegen steht eine vom Wähler zu verlangende Initiative bei 
der Briefwahl nicht entgegen. Daß der Bundesgesetzgeber le­
diglich von der Möglichkeit der Briefwahl ausgeht, sie aber 
nicht als den alleinigen bzw. als den vorrangigen Wahlmodus 
ansieht, ist damit zu erklären, daß er sich der Gefahren, 
die mit einer Briefwahl verbunden sind, bewußt war. An der 
Priorität der Urnenwahl muß aus verfassungsrechtlichen Grün­
den unbedingt festgehalten werden. Bereits die M ö g 1 i c h- 
k e 1 t von der Briefwahl Gebrauch zu machen, wird dem Ziel, 
die Wahlbeteiligung zu erhöhen, ausreichend gerecht. Auch ist 
die Wahlbeteiligung an der Fachhochschule Frankfurt am Main 
traditionell bei allen Gruppen vergleichsweise hoch, in der 
Regel weit über 5o%.

Glaubhaftmachung:

Beigefügte beglaubigte Aufstellung über die Wahlbeteiligung 
an der Fachhochschule Frankfurt am Main seit 1 9 7 5.

Jedenfalls liegt die Wahlbeteiligung bei der Klägerin weit 
hoher als bei anderen vergleichbaren Körperschaften (z.ü. 
Rechtsanwaltskammer), ohne daß dort die Forderung nach Ein­
führung der Briefwahl überhaupt erhoben werden wäre.

Letztlich wird § 9 Abs. 4 - 6 der WOKo dem Ziel einer möglichst 
breiten Mitwirkung der Mitglieder an der Selbstverwaltung am 
besten gerecht, ohne die Priorität der Urnenwahl aufzugeben. 
Kranken oder anderen an der Ausübung ihres Wahlrechts Verhin­
derten wird durch die Briefwahl die Möglichkeit der Teilnahme 
an den Wahlen gegeben. Den übrigen Wahlberechtigten wird wäh­
rend der viertägigen Wahl ausreichend Gelegenheit gegeben, ihre 
Stimme abzugeben. Da die Hochschule das Zentrum der beruflichen 
bzw. studienmäßigen Betätigung ihrer Mitglieder ist, kann davon 
ausgegangen werden, daß bei Wahlen über mehrere Tage jedes Mit­
glied der Hochschule mindestens einmal dort anwesend ist.

9
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5 9 Abs . 4 - 5  W n j .

verfassungskonformen Ausfeg^g des^
'- G- Dxe von, Antragsgegner vert~ct~ " *' 2‘ A b s a t z

Er kann daher die Vers ÄUffass«ng isL reoht
aufrecht erhalten. Vielmehr ^ ^ u n c ,  nicht
teilen, um eine ordnungsgemäße ^ ^ c h t e t ,  sie zu er 
ermöglichen. 6 Wahl v«  dem 1 6 .0 6 . 1 9 7 9 2U

Als weitere Anlage wird ■
mäßigkeit der Br-Vf ein Gutac,lten über die Verfaucr Br^efwahl nach 6 er verfassungs-
1 »HG bei den Wahlen zum s t u d L  ' ^  § 1 5 ^bs.
außerdem zur GeschäftserleJr ein^eicht,
druck von H1IG und f h g. ~ "‘9 deS Ge^=hts ein Nach-

b —

g e z .  S t a s c h e i t

b e g l a u b i g t ;  | LV u .i  Cu ^ / c a 'o  

(Germar.n-Nicoiai)
Oberinspektorin



A N T R A G  der Studentischen Gewerkschafts-Liste.
"m Konvent zur Konventssitzung am 17.1.7g

§ 9 des Entwurfs der "Wahlordnung des Konvents der 
• achhochschule Frankfurt" erhält folgende Fassung:

■§ 9
UJahlbenachrichtigung Briefwahl

unverändertd )

( 2 )

(3) ..

(£° unverändert bis einschl. "angefügt".

(5) Ein Wahiberechtigter, der in das Wählerver-
dnir^z5 -1"9Bt!a9en ist- erhält auf Antrag#durch Zurucksendung des unterschriebenen W

Briefwahi"f0rmUlarS alS Unterla9En für die 

a) bis e) unverändert

Der Antrag muß auf dem Wahlscheinformular
begründet werden.
Er ist begründet, wenn der Wahlberechtigte

p1?  an ^en Wahltagen aus zwingenden 
Gründen außerhalb des Studienortes 
aufhalt,

2. aus beruflichen oder studienbedingten 
Gründen, wegen einer Freiheitsentziehi 
oder infolge Krankheit, eines körper­
lichen Gebrechens oder sonst seines 
□rperlichen Zustandes wegen die Uahl- 

räume nicht oder nur unter nicht 
zumutbaren Schwierigkeiten aufsuchen kann.

Die Grunde sind glaubhaft zu machen.

Versagung eines Wahlscheins und der Brief­
wahlunterlagen kann binnen drei Tagen nach Bekanntet
Beschwerde bei dem Wahlleiter eingelegt werden über 
die Beschwerde entscheidet der Wahlvorstand unCer-



GRUNDE:
Jg

j Die vorgeschlagene Regelung entspricht im wesent-
lichen den für die Wahlen*in Bund, Ländern und 
Gemeinden aufgestellten Voraussetzungen, zum 
Beispiel § § 22, 2A,II Bundeswahlordnung, § 9 Kom­
munalwahlgesetz (Hessen) und § 13 Landesuahlordnung 
(Hessen).

Das Bundesverfassungsgericht hatte im Jahre 1967 
(BVerfGE 21, 2oo ff) über eine Verfassungsbeschwerde 
zu entscheiden, mit der gerügt wurde, die Briefwahl 
(in dem entschiedenen Fall bei Bundestagswahlen) ver­
letze den Grundsatz der geheimen Wahl.

Zwar wurde die Beschwerde zurückgewiesen, jedoch hat 
das BVerfG die Sorge um die Verletzung des 
Wahlgeheimnisses als berechtigt anerkannt. Da jedoch 
der Gesetzgeber durch Regelung bestimmter Antrags­
voraussetzungen wie Krankheit, hohes Alter etc., die 
glaubhaft zu machen sind (§ 2A BWahlO), den Kreis der 
Briefwahlberechtigten beschränkt habe, sei die Brief­
wahl als Ausnahme zulässig.

Damit ist aber auch ausgedrückt, daß der Regelfall 
der demokratischen Wahl die persönliche Stimmabgabe im 
Wahlraum ist.
Gerade bei Studenten, die in der Regel häufiger 
ihre Anschrift wechseln als andere Bürger oder denen 
in Studentenheimen zum Teil die Post unsortiert nichlfc 
in einzelne Breifkästen zugestllt wird, ist die Gefahr 
des Mißbrauchs der Wahlunterlagen besonders groß.

Aus diesen Gründen beantragen wir im Einklang mit - 
den demokratischen Wahlordnungen in Bund, Ländern 
und Gemeinden die Einfügung der vorgeschlagenen 
Regelung.

§ 15,1 letzter Halbsatz des HHG kann verfassungsgemäß 
nur dahingehend ausgelegt werden, daß als "Unterlagen 
für die Briefwahl" nur die Wahlbenachrichtigung mit 
dem Hinweis auf die Möglichkeit der Briefwahl ange­
sehen werden kann. Eine andere Auslegung würde -ent­
sprechend dem Beschluß des BVerfG - diese Norm als 
ver;assungswidrig erscheinen lassen.



ausgeglichen werden. Er fordert lediglich, daß die Rechtsordnung 
jeder Partei und jedem Wahlbewerber grundsätzlich die gicicnen 
Möglichkeiten im Wahlkampf und Wahlvcrfahrcn und damit 
die gleiche Chance im Wettbewerb um die Wählcrstimmcn ge­
währleistet (BVerfGE 14, 121 [134]). Ein Gebot, die Wahl- 
kampfaufWendungen so zu beschränken, daß sich die verschie­
dene Finanzkraft der Wahlbewcrbcr nicht auswirken kann, kann 
aus dem Grundsatz der Chancengleichheit nicht abgeleitet wer­
den.

Die Beschwerde war daher zuriiekzuweisen.

(gcz.) Henncka Dr. Lcibholz Geller
Dr. llupp Dr. Geiger Dr. Feilerer

Dr. Kutscher
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Zur Verfassungsmäßigkeit der Bricfwahl.

Beschluß des Zweiten Senats vom 13. Februar 1967 
-  2 BvC 2/66 -

in dem Verfahren über die Beschwerde des Herrn . .. gegen den Be­
schluß des Deutschen Bundestages vom 10. März 1966 -  Az. 23/65.

ENTSCHEIDUNGSFORMEL:

Die Beschwerde wird zurückgewiesen.
!

GRUNDE:'
I.

1 . Der Beschwerdeführer hat gemäß § 2 des Wahlprüfungs- 
gesetzes vom 12. März 1951 (BGBl. I S. 166 -  WaldprüfG -) 
die Wahl zum 5. Dcutsdien Bundestag am 19. September 1965 mit 
der Begründung angcfochtcn, daß die Briefwahl (§ 36 des Bun- 
dcswahlgcscrzes -  BWahlG -  m Verbindung mit § 62 der Bun-

\ * , 201
15.

........... .. -  IW.UIO -)  und ‘ ‘ 1 MV5J

62 Abs. 2 BWalilO) che in Art. 38 Abs. 1 v. b 
Grundsätze der freien und gelicimcn Wahl verletzt hat cn.

2. Der Deutsche Bundestag hat den Einspruch m *>ncr 2 8 .S«  
in Mär7 1966 zurückgewiesen: Der Einspruch stutz.

die V e ifa ssu ,.s sw id r ig k e itw |lr c d ,t lid ,o r i­

gen. Der Deutsche Bundestag habe cs in ständiger ' ,  ‘

lehn, in: Rühmen des ^ ; ' P rB̂ £ ^ w Ä - » n 8
mäßigkeit des Bundcswahlgcsctzcs und

"t^di'esenB escidursiiatderB eschw erdeführer

satz vom 7. April 1966, bei Gericht «.ngcganfM 2- Ap 
1966, Beschwerde erhoben. Die Beschwerde wird on 1 K W  
berechtigten unterstützt. Damit .st der Vorsdir.lt J
B V e r f G G  Genüge getan. r  „mrUHtzc der

Der B csd .w crd c fü h rc r  rügt Verletzung der Grunds: .
geheimen und freien Wahl. Im wesentlichen tragt er v °'■ ,

a) Der G ru n d sa tz  der geheimen Wahl verlange, a 
ler in voller Freiheit stimmen könne. E i n e  solche Unabhang« 
keit sei nur gewährleistet, wenn die Vorschriften über d. Sun m 
abgabe m.Aauszählung sicherstell.cn, daß niemand die - r k  
Hebe Walilcntsdicidung des Einzelnen erfahr^ Nu d . e s ^ ^

heimhahung der

miert werde“ 'Deshalb liege die Wehrung
auch im öffentlichen Interesse. Ein demokratischer Staat mu«e 
daher auch eine private Beeinflussung des Whblcrs bc. der Smrnna- 
abgabe verhindern. Gegen diese Grundsätze verstoße die Reg 
lung der Bricfwahl. § 62 Abs. 2 BWalilO sd.reibe zwar vor^daß 
der Stimmzettel unbeobad,tet zu kennzeichnen und m den Wahl 
Umschlag zu legen sei. Die Einhaltung dieser Vorsd nft könne 
aber nid« kontrolliert w e r d e n .  Vielmehr sei cs ei je cr 
abgabe außerhalb des Wahllokals möglich, daß d e  Summ 
reditigte privaten Beeinflussungen unterliege. Dbcrd.es bezieh



sich die eidesstattliche Versicherung des Briefwählers nur auf die 
pcrsonlidie Kcnnzcidtnung des Stimmzettels, nidit aber auf die

sonen kcnnzcidincn lasse.
Da der Grundsatz der Wahlfreiheit die freie w ; iu , m  . 

dc-s Wählers gewährleisten solle und bei der Brief 1 |S 1  ̂U”S

5 S k ä ^ - * « o

Ä S “ " j"  ̂ ä ;
Aud, der Umstand, daß die Stimmberechtigten die siel, ,  

Aahltage n,du zum Wahllokal begeben könnten,’ wie Kr nl 
und Seeleute, ohne die Briefwahl ihr Wihlr^l • , K kc 
könnten, redufertige die geltende RegeUuw n i l ' p  "
“  ein Redtt auf Erleid,tcrimg der S ü Z l ^ t  
W,1 I und zum anderen könne die Wahl außerhalb des Hei 
wablortes so ausgestaltcc werden, daß sie den Wahle- ■ '
desArt.38 Abs 1 Stt? 1 r r  i v> alil^rundsatzen

letzten gletdtfaHs das Wahlgeheimnis und die Freiheit der Wah,
P  Wi * dcij “ !" Stlrnmredit nur mit fremder Hilfe ausüben 
könne, sei dem Hel er völlig ausgeliefert, ln der Regel könne e
mdtt nad,prüfen, ob auf dem Wahlzettel sein wirklid,er Wille 
zum Ausdrude komme oder nidit. Da die Obereinstimmung zwi- 
sdten Stimmzettel und wirklid,em Wählerwillen im öffentlichen 
Interesse hege, müsse die Hilfsperson nidit nur das Vertrauen des 
Wählers, sondern audi das der öffcntlidikcic genießen. Einer

15.2.67 V
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w S l - n t T S n i *  ^  d“  Wählcrs 6enkße> dürfe dcr\\ aiilcr seinen Willen daher nicht anvertrauen 
Weil nicht sichergestellt sei, daß der Stimmzettel den wirk- 

1 dien W. len des hilfsbedürftigen Wählers Wiedergabe, verletze

Ä r  V— —  - d‘ d-  Örendm« der

c) Der Verstoß gegen die Wahlgrundsätze habe die Sitzvertei- 
, 8 lm Bundestag wahrscheinlich beeinflußt. Das en-ebe sidi 

daraus, daß die SPD bei der letzten Bundestagswahl bei der 
gruppe der Bncfwahlcr einen relativ geringeren Prozentsatz an 
o tim men erhalten habe als im Bundcsdurdisdmitt.

4* f as Bundesverfassungsgericht bat dem Deutschen Bundes­
tag, dem Präsidenten des Deutschen Bundestages, dem Bundcs- 
m.mster des Innern und dem Bundeswahlleiter als Beteiligten im 
WahIprufungsverfahren ($ 6 Abs. 4 WahlprüfG) Gelegenheit 
zui Stellungnahme gegeben.

Geäußert hat sich nur der Bundesminister dos Innern. Er hält 
die Beschwerde für unbegründet: Der Beschwerdeführer habe 
nicht hinreichend dargetan, ob und inwieweit sich die angebliche 
\  erfassungswidngkeit der Briefwahl und der Zuziehung einer 
Vertrauensperson auf die Zusammensetzung des Bundestages 
ausgewirkt habe und ob die betroffenen Wähler bei einer ver­
fasst,,,gemäßeren“ Wahl anders gestimmt hätten. Zwar « i  die 
Möglichkeit nidit völlig auszt,schließen, daß bei einer Briefwahl 
und bei der Wahl durch eine Vertrauensperson die freie Entschei­
dung des betroffenen Wählers in, Einzelfall beeinträchtigt werde 
wc, s,e weniger gegen Verletzungen des Wahlgeheimnisses, gegen' 
Wah beeinflussungen und Wahlfälschungen gesidtert seien als die

daß d ,npC'nCm f aMl0l;al- DiC Erfahru"8 Speeche aber dafür 
daß die I rivatspharc den, Brief Wähler ausreichende Müglichltei-
en zu freier und geheimer Stimmabgabe biete und daß meist 

mdu ein Anlaß bestelle, eine vom Wähler selbst bestimmte Ver­
trauensperson als nicht vertrauenswürdig zu betrachten

CSdlWCrdcfÜhrcr hat »ff mündliche Verhandlung ver-
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Nr. 27

^  auf die i Ä e n 2 ß“ Dg“£ 8^ r B«d>«rcrclefiil.rer stützt 
W?, f s. “ ^«W ahlgesetzes 1 5  ' £ « ‘"^widriger Vorsd.rif-

d«  r nc sü,d,c ^ « /„ ng « a «  v 0̂ “ r rf un«
aliigcsetzlidicr Vorschriften hän-t mö'r Vw'»?‘mgsmäßigkcit 

die

i S l t e S 5; jCC,0t ' ' idlC^ - c ! e t .

i„ den letzten zwei Jahrzch! ■"' Ci'>0r Hcil,e v°" Lan- 
vcrfassungsrcdnlich nidit zu beanstand'"8' W° rtlc'' isr- 

orsdinftcn des BimdeswahJgcsctzes n^l ^ UC’ d'C bcsondcrcn 
nU'lg ubcr d)c‘ Brief wähl und die Wild ̂  1,lintfes\vahlurd- 
=fnd nnr dcin Grundgesetz vereinbar Vertra“««»Pcrsonen

Sldl entweder am Wahltage w-il. Crlla,t cr ,u"'. wenn er
Sem Grunde außerhalb' seinesWahlb M Wal',Zeit aus wichti-
^ ,-n der-Frist für die Auslegung S [ S «" *»«  °der „adl 
Wohnung in einen anderen Wahlbezll ‘T'’" “ “*"'“ «  seine
,'d.en Gründen, infolge Krattkl eit T 8' ° dcr aus W -

i'ehen Gebrechens oder so,tst seines I-- ,A “TS' ei,,es ,iürPer- 
den Wahlraum nicht oder nur unter n i T t ' 1C" f UStam,cs wegen 
Irenen aufsud.en kann (J 22 Abs » T ! * 1'“ ' Schwierig-
S,nd S,auW»ft au mad.cn (J a4 aL  2 I w/ Dicsc‘ Gründe 

au Erteilung eines W a h l ^ f i . ^  ^  den An-
muß nachwcisci^dsiß er dazu b .1 f CJncn »»deren stellt 
Entsprechendes gilt für die A u sM n d ^  ,St(S24Abs-3BWal,IO).’
iagen (§ 25 Abs. 4 Satz 1 B w S o ,  n"®, Brief^Wuntcr- 
dem damit beauftragten B e d ie n t« !  /  r ' ' v o n  
ben setn (§ 25 Abs. 2 ÜWahlO) Obe f ' " “" * 6 "««sdiric- 
scicine fuhrt die GemeindebeWde tb b aUfBC*,c,,le" Wahl- 
verzetduns (5 25 Abs. 5 Satz 1 BW ahlöl w  Wal,,sd'«n-

4J WahlO). Wer einen Wahlsdiein
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( t ’̂ M V a ^  gesperrt
(5 25 Abs. 8 BWablO). Der Wähler Im T  nldlt crst'tzt
Wahlkreises, in den, der W a l „ s £  I "  ‘ "  des
schlossenen Wahlbriefumschlag seinen W,hk I “ nem vcr' 
besonderen versdilossenen Umscblae seine c • U"d cincm 
senden (§ 36 Abs. 1 BWahlC) T) c ■ U’ ' LU'lnuctccI *u über­
all kennzeichnen und in d *n W ! i”*" ll[n,n/L*nc  ̂ *sc unbeobachtet 
Satz 1 BWablO Auf d e ^  ^  «  62 Al». 2 
I i c h z u v c r . i d , S Ä : ^  Stl,e,I’ llatd-W ä '''er cidesstatc-

net '•«  (S 36 Abs. 2 BWaltlG) iT h '!''- 'Ch 8ckc,,nzcid>- 
Wahlbricfc ungeöffnet I I ' Kr<-mwal,llcitcr sammelt die 
BWablO). “ 1 lKl MC unler ' fisdiluß (5 71 Abs. 1

cl;:ct , di<; «•* ^

wie sie zu verfahren haben rr "c 1 lst vorgcscl, rieben,
gell ein,nisses ist den, Kieisw.ddUm'" i"' ‘',eWa,,™"8 dcs W an­
derung der Briefe durch die Post bctn'ffl T “  d'C “ ' fÜr*
Garantie des Postgeheimnisses ’ d‘“ e untcr der

bat d iaW rfÜ hT nid , * " ^  «“"'esen. Et 
sondern nur in den Fällen i “"f ‘'"‘’f ”51
tigte glaubhaft macht, daß cr sein w  I I r ''7 "  • i "  a timj" btrech- 

liche Stimmabgabe ausüben kann Auch i m ,ß ' " |c “^ '  f CrSÖ"' 
cigte die Initiative cr-rcifon ’ ■ , . ß der StlI»n)bcrech-

besdiaffen. Er ist zu 1 >m ’ L1'^-S,1C1 C''C ünc^'»blunrerlagen 
unbeobachtet zu k Z ^ Z c ^ r  r  ’ Stimihzc« cl 5el^ r  
und hat eidesstattlich zu vers'iY” ^  a!l,uniscbJaS û legen
sönlich gekennzeichnet lnt DicV-B1’ i*1--^' c,cn Stl,»m2ettel per-
-  s Ä S J S f e - w - ..... ....
tagswah! 1957 nur 5 4 % der \\y-| i ‘ ’ d, ß )C1 Jcr Bundes-

“  v v -



al cr Wahlberechtigten mit Ililfe eines Wahlscheines gewählt 
haben (Staususd’cs Bundesamt, „Bevölkerung und Kultur",

w - u ’ ii'/’  I m™  5' Dcutsdlcn BundestaK an. 19. September 
1 26:>, lell 6, Allgemeine Wahlergebnisse nacli Wahlkreisen, Siu-
vcrteilung und Abgeordnete, S. 11). Daß von den Briefwählern 
cm höherer Prozentsatz anders als die übrigen Wähler gewählt 
hat laßt nicht'den Sdiluß zu, daß bei der Briefwahl in einem 
größeren Ausmaß der verfassungsrechtliche Grundsatz des Wahl­
geheimnisses und damit der Freiheit der Wahl verletzt worden 
ist. Dieser Untcrsdiied kann beispielsweise sdion in der verschie­
denen sozialen Struktur der Brief Wähler begründet sein. 

j/-b ) Mit Hilfe einer Vertraucnsperson kann nur ein Sti.nmbc- 
[rcd.t'gter wählen, der des Lesens unkundig oder durch körper­
liche Gebrcd.cn behindert ist, den Stimmzettel zu kennzeidincn 
oder in den Wahlumsdilag zu legen und diesen dem Walilvor- 

• Steher zu ubergeben (5 34 Abs. 2 BWahIG). Der Wähler muß die 
Vcrtraucnsperson bestimmen und dem Wahlvorstand bekannt­
geben (5 53 Abs. 1 BWahlO). Die Hilfeleistung der Vertrauens- 
person muß sich auf die Erfüllung der Wünsche des Wählers be­
schranken. Die Vertrauensperson darf gemeinsam mit dein Wäh­
ler die Wahlzelle aufsuchen, soweit das zur Hilfeleistung erfor­
derlich ist (§ 53 Abs. 2 BWahlO). Sie ist zur Geheimhaltung der 
Kenntnisse verpfhditec, die sie bei Hilfeleistung von der Wahl 
eines anderen erlangt hat (§ 53 Abs. 3 BWahlO). Für die Bri'cf- 
'salil gilt diese Regelung entsprediend (§ 62 Abs. 2 Satz 3 
BWahlO).

Audi diese Regelung ist mit dem Grundgesetz vereinbar. Ohne 
Zuziehung einer Vertraucnsperson würde der Wahlberechtigte 
mdit in der Lage sein, sein Wahlrecht auszuüben. Wenn das 
Grundgescrz dem Gesetzgeber gestattet, dafür zu sorgen, daß 
ladi Moghdikeit alle Wahlbercditigten ihr Wahlredit ausüben

P uß demgegenüber die Wahrung des Wahlgeheimnisses zurück­
treten.

Im einzelnen hat der Gesetzgeber mit der heutigen Regelung 
die ihm durdi das Grundgesetz bei der Ausübung seines Ermcs-
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sens gezogenen Grenzen nidit übersdiritten. Der Gefahr, daß die 
Hilfe bei der Stimmabgabe zu Unrecht in Anspruch genommen 
wird, ist dadurch vorgebeugt, daß der Wähler in der Regel per­
sönlich im Wahllokal ersdieinen muß und der ürtlidie Wahlvor­
stand die Hilfsbedürftigkeit in jedem Einzelfall fcststcllcn kann. 
Zudem liefert das Gesetz den Hilfsbedürftigen nidit der Hilfs­
person aus. Bei geistigen Gebrechen ist keine I lilfe zulässig. Der 
Wähler, der des Lesens unkundig ist, muß daher im Vollbesitz 
seiner geistigen Kräfte und imstande sein, die Vertrauensperson 
sinnvoll auszuwählcn. Der Hilfsbedürftige kann die Vertrauens­
person auch kontrollieren. Soweit die Hilfsbedürftigkeit nur auf 
körperlichen Gebrechen beruht, kann sich der Wähler durch 
Augenschein davon überzeugen, daß die Vertrauensperson den 
Stimmzettel seinem Willen gemäß ausfüllt. Jm übrigen hat jeder 
Hilfsbedürftige die Möglichkeit, sidi den Stimmzettel vor oder 
nadi der Wahl erläutern zu lassen und so zu überprüfen, ob ihn 
die Vertraucnsperson an der richtigen Stelle angekreuzt hat.

Auch gegen die Inanspruchnahme einer Vertraucnsperson bei 
der Briefwahl bestehen keine vcrfassungsrechtlidien Bedenken. 
Gründe, aus denen sich ergeben könnte, daß die Kombination 
von Briefwahl und Wahl durdi eine Vertraucnsperson unzulässig 
ist, sind nidit erkennbar.

(gez.) Henncka Dr. Lcibholz Geller
Dr. Ilupp Dr. Geiger Dr. Federer

Dr. Kutsdier
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Beschluß des Ersten Senats vom 1. März 1967 
-  1 BvR 46 6 6 -

in dem Verfahren über die Verfassungsbesdiwerdc der Firma . . .  -  Bc- 
vollmäditigtc: Rcdusanwalt. . .  -  gegen a) den BcHiluß des Bundes- 
gcriditshois vom 25. November 1965 -  I a ZB 13 64 -  b) den Bcsdiluß 

des Bundespatemgcridits vom 25. Februar 1964 -  23 W 448/61.



a! er Wahlberechtigte» mit I lilfe eines Wahlsdieincs pcwniilt 
^ n o(SS l? y Sd,CS Bundcsamt> »Bevölkerung und Kultur“,

ic>Cr -UM f t /  Aif“’“ 5' Dcutsd,cn Bundestag am 19. September 
196j,Hcft 6, Allgemeine Wahlergebnisse nadi Wahlkreisen Sitz- 
vertedung und Abgeordnete, S. 11). Daß von den Briefwäliler» 
cm liohcrcr Prozentsatz anders als die übrigen Wähler gewählt 
bat laßt m dlfden Sdiluß zu, daß bei der Briefwahl in einem 
größeren Ausmaß der verfassungsrechtliche Grundsatz des Wahl­
geheimnisses und damit der Freiheit der Wahl verletzt worden 
ist. Dieser Untersdiicd kann beispielsweise sdion in der verschic- 
enen sozialen Struktur der Briefwäliler begründet sein.

T b )  Mit Hilfe einer Vcrtraucnsperson kann nur ein Stimmbc- 
[redmster wählen, der des Lesens unkundig oder durch körper­
liche Gebreche» behindert ist, den Stimmzettel zu kennzeichne» 
oder in den Wahlumschlag zu legen und diesen dem Wahlvor- 

• Steher zu ubergeben (§34 Abs. 2 BWahlG). Der Wähler muß die 
\  ertraucnspcrson bestimmen und dem Wahlvorstand bekannt­
geben (§ 53 Abs. 1 BWalilO). Die Hilfeleistung der Vertrauens- 
person muß sich auf die Erfüllung der Wünsche des Wählers bc- 
sdmtnken. Die Vertrauensperson darf gemeinsam mit dem Wäh­
ler die Wahlzelle aufsuchen, soweit das zur Hilfeleistung erfor­
derlich ist (§ 53 Abs. 2 BWahlO). Sie ist zur Geheimhaltung der 
Kenntnisse verpfliduet, die sie bei Hilfeleistung von der Wahl 
eines anderen erlangt hat (§ 53 Abs. 3 BWahlO). Für die Bricf-
wahl gilt diese Regelung entsprcdicnd (§ 62 Abs. 2 Satz 3
BWahlO).

^ Audi diese Regelung ist mit dem Grundgesetz vereinbar. Ohne 
Zuziehung einer Vcrtraucnsperson würde der Wahlberechtigte 
nidit m der Lage sein, sein Wahlrecht auszuüben. Wenn das 
Grundgesetz dem Gesetzgeber gestattet, dafür zu sorgen, daß 
ndi Moghdikcit alle Wahlberechtigten ihr Wahlrede ausüben

r uß dcmßcScnüber die Wahrung des Wahlgeheimnisses zurück­
treten.

t einzelnen dcr Gesetzgeber mit der heutigen Regelung 
die ihm durdi das Grundgesetz bei der Ausübung seines Ermcs-
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sens gezogenen Grenzen nidit übersdiritten. Der Gefahr, daß die 
Hilfe bei der Stimmabgabe zu Unrecht in Anspruch genommen 
wird, ist dadurch vorgebeugt, daß der Wähler in der Regel per­
sönlich im Wahllokal ersdieinen muß und der örtlidie Wahl Vor­
stand die Hilfsbedürftigkeit in jedem Einzelfall fcststcllcn kann. 
Zudem liefert das Gesetz den Hilfsbedürftigen nidit der Hilfs­
person aus. Bei geistigen Gebrechen ist keine I lilfe zulässig. Der 
Wähler, der des Lesens unkundig ist, muß daher im Vollbesitz 
seiner geistigen Kräfte und imstande sein, die Vcrtraucnsperson 
sinnvoll auszuwählcn. Der Hilfsbedürftige kann die Vertrauens­
person au di kontrollieren. Soweit die Hilfsbedürftigkeit nur auf 
körperlichen Gebrechen beruht, kann räch der Wähler durch 
Augenschein davon überzeugen, daß die Vertrauensperson den 
Stimmzettel seinem Wällen gemäß ausfüllt. Jm übrigen hat jeder 
Hilfsbedürftige die Möglichkeit, sidi den Stimmzettel vor oder 
nadi der Wahl erläutern zu lassen und so zu überprüfen, ob ihn 
die Vcrtraucnsperson an der richtigen Stelle angekreuzt hat.

Auch gegen die Inanspruchnahme einer Vertrauensperson bei 
der Briefwahl bestehen keine vcrfassungsrcditlidien Bedenken. 
Gründe, aus denen sich ergeben könnte, daß die Kombination 
von Briefwahl und Wahl durdi eine Vcrtraucnsperson unzulässig 
ist, sind nidit erkennbar.

(gez.) Henneka Dr. Leibholz Geller
Dr. Rupp Dr. Geiger Dr. Feilerer

Dr. Kutsdier
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Beschluß des Ersten Senats vom 1. März 1 967 
-  1 BvR 46 6 6 -

in dem Verfahren über die Verfassungsbesdnverde der Firma . . .  -  Bc- 
vollmäditigte: Rechtsanwalt. . .  -  gegen a) den Bcsdilufs des Bundcs- 
gcriditshofs vom 23. November 1965 -  I a ZB 13 64 -  b) den Bcsdiluß 
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